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1. Einleitung und Begriffsklärung 
 
 
Partizipative Ansätze sind seit Mitte der 1980er 
Jahre zunehmend in den Mittelpunkt der Gestal-
tung der Entwicklungszusammenarbeit (EZ) ge-
rückt (Chambers 1989, Chambers 1994, Scoones 
and Thompson 1994). Auch die öffentliche Dis-
kussion über Wirksamkeit und Effizienz der EZ 
hat zu einer stärkeren Betonung der Beteiligung 
breiter Bevölkerungsgruppen als grundlegende 
Voraussetzung effektiver Entwicklungsarbeit ge-
führt. So hat die OECD in ihrem „Policy Statement 
on Development Cooperation in the 1990s“ partizipa-
tive Entwicklung (neben Nachhaltigkeit und 
Umwelt) als „the most important issues on the develop-
ment agenda for the 1990s“ (OECD 1997) hervorge-
hoben. Auch die Weltbank unterstreicht die Be-
deutung von Partizipation im Entwicklungspro-
zess in ihrer Definition: „Participatory development is 
a process through which stakeholders influence and share 
control over priority setting, policy making, resource alloca-
tion and access to public goods and services” (Weltbank 
2002). 
 
Das Verständnis von Partizipation ist unter-
schiedlich. Das Spektrum der Typologien reicht 
von bloßer Information und gegenseitiger Kon-
sultation über Mitbestimmung von Zielen und 
Maßnahmen und Beteiligung an Finanzierung 
und Einbringen von Arbeitskraft bis hin zu 

Selbstbestimmung. Das BMZ legt für die EZ be-
sonderes Gewicht auf die maßgebliche Beteili-
gung der Menschen an den sie betreffenden Ent-
scheidungen. „Partizipative Entwicklung wird als 
ein Prozess definiert, der Menschen aktiv und 
maßgeblich an allen Entscheidungen beteiligt, die 
ihr Leben beeinflussen“ (BMZ-Konzept 1999). 
Dabei kommt den benachteiligten Gruppen, ins-
besondere den Frauen, die in vielen Ländern wirt-
schaftlich, sozial und politisch diskriminiert wer-
den, besondere Bedeutung zu. Das Verständnis 
von Partizipation hat sich somit im Zuge einer 
stärker politikorientierten EZ von einer allgemei-
nen Beteiligung der Zielgruppe hin zu einem Ver-
ständnis von politischer Teilhabe benachteiligter 
Bevölkerungsgruppen erweitert. 
 
In der entwicklungspolitischen Diskussion und 
der Entwicklungszusammenarbeit wird auch der 
Zusammenhang zwischen partizipativen Prozes-
sen und Rechtsstaatlichkeit und Demokratie an-
gesprochen. Diese Fragen werden in einer sepa-
raten Stellungnahme behandelt. In dieser Stel-
lungnahme wird auf diese Diskussion insofern 
eingegangen, wie sie für Partizipation in der Ent-
wicklungszusammenarbeit relevant erscheint. 

2. Partizipation in der EZ 
 
 
Partizipation in der EZ wird in folgenden Berei-
chen angestrebt: zum einen in der Projektarbeit 
als Stütze von Innovations- und Akzeptanzpro-
zessen und zur Stärkung von Eigeninteresse und 
damit Nachhaltigkeit von Projekten und Pro-
grammen, zum anderen im Politikdialog als In-
strument zur stärkeren Ausrichtung der Ent-
wicklungspolitik auf Armutsbekämpfung. Dabei 
wird Partizipation auch als eigenständiges Ziel im 
Sinne politischer Teilhabe gesehen, insbesondere 
im Rahmen von Good Governance-Prozessen mit 
Ausrichtung auf Armutsreduzierung. 
 
Hierbei ergänzen sich drei Dimensionen von 
Partizipation:  
 
• Partizipation an den Arbeitsschritten entlang 

eines Projekt-/Programmzyklus,  

• Demokratische Bürgerbeteiligung an Ent-
scheidungs- und Steuerungsprozessen; d. h., 
Befähigung benachteiligter Bevölkerungs-
gruppen zu qualifizierter politischer Teilhabe 
(empowerment)  

 
• und Systementwicklung zur Gewährleistung 

von Partizipation in Politik und Gesellschaft. 
 
Im folgenden wird verstärkt der Fokus auf die 
Dimension der Partizipation als Prozessbeteili-
gung von verschiedenen Akteuren an Projekten 
und Programmen der EZ und am Politikdialog 
gelegt. Auf die Verbindungen zu den erweiterten 
Partizipationsdimensionen in Politik und Gesell-
schaft wird hingewiesen; sie werden in der oben 
erwähnten separaten Stellungnahme diskutiert.  
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2.1 Voraussetzungen erfolgreicher 
Partizipation 

Wie oben definiert, geht das Partizipationskon-
zept des BMZ, das auch dieser Stellungnahme 
zugrunde liegt, von der aktiven und maßgeblichen 
Beteiligung der Menschen an den sie betreffenden 
Entscheidungen aus. Die Zielgruppen, d. h., ins-
besondere die benachteiligten Bevölkerungsgrup-
pen, sollen die Gelegenheit haben, ihre „Wün-
sche, Bedürfnisse und Interessen“ zur Geltung zu 
bringen. „Mittler“, wie beispielsweise Nicht-Re-
gierungsorganisationen oder lokale Gruppen, sol-
len ihnen dies erleichtern und ihnen zugleich die 
Leistungen der EZ zugänglich machen. Dabei 
zielt Partizipation insbesondere darauf ab, margi-
nalisierten und wirtschaftlich, sozial sowie poli-
tisch benachteiligten Gruppen in Entscheidungs-
prozessen zu Mitsprache zu verhelfen. Dies setzt 
oft voraus, dass auch verantwortungsbewusste 
Eliten mit einbezogen werden müssen. 
 
Für die Umsetzung dieses Partizipationskonzepts 
in der EZ ergeben sich folgende Aufgaben: 
 
• die Definition und Abgrenzung von Zielgrup-

pen; 
 
• die Klärung ihrer Entscheidungsstrukturen, 

ihrer Ziele und Erwartungen; 
 
• die Prüfung der Frage, inwieweit ein Antrag 

von der Zielgruppe stammt, ihren Bedürfnis-
sen und Interessen entspricht und mit ihrer 
Beteiligung zustande gekommen ist; 

 
• die Sicherstellung der Beteiligung der Ziel-

gruppen an der Implementierung (und Finan-
zierung) eines Programms/Projektes; 

 
• die Definition von formalen Verfahren, die 

die Beteiligung regeln. Dabei stellt sich die 
Frage, ob Partizipation im Rahmen bestehen-
der Institutionen und Strukturen verwirklicht 
werden kann oder ob neue Institutionen not-
wendig sind; 

 
• die Einrichtung von Überprüfungs-/ Monito-

ringsystemen und Sanktionsmechanismen. 
 
Darüber hinaus können auch programmübergrei-
fende Fragen, wie: 
 

• inwieweit die Zielgruppen bzw. die ärmeren 
Gruppen der Bevölkerung generell an politi-
schen und gesellschaftlichen Entscheidungs-
prozessen beteiligt sind; 

 
• welche Institutionen der Zivilgesellschaft bei 

diesen Gruppen eine hohe Legitimität genie-
ßen und 

 
• welche Freiräume für privatwirtschaftliches 

Handeln und zivilgesellschaftliches Engage-
ment bestehen,  

 
relevant sein. Die Erfüllung dieser Aufgaben und 
Prüfung der Fragen stellen die EZ vor eine Reihe 
von Herausforderungen, deren Bewältigung eine 
enge Zusammenarbeit zwischen Politik, Entwick-
lungspraxis und Wissenschaft erforderlich macht. 
Zudem ist die verstärkte internationale Zusam-
menarbeit auf Länderebene ein weiterer wichtiger 
Schritt, diesen Herausforderungen zu entspre-
chen. 
 
Partizipation in der EZ muss vom rechtlich-in-
stitutionellen Rahmen unterstützt werden, um 
nachhaltigen Programmerfolg zu sichern. So zei-
gen sich z. B. Aufforstungsmaßnahmen oder Res-
sourcenschutzprogramme nur dann als nachhal-
tig, wenn auch rechtlich die dauerhafte Nutzung 
dieser Ressourcen durch die Zielgruppen garan-
tiert und institutionell durchsetzbar ist. Partizipa-
tion als Instrument einer effektiven und nachhal-
tigen Programmdurchführung erfordert ein die 
Zielgruppen förderndes rechtliches und instituti-
onelles Umfeld . 
 
Der Beirat betrachtet Partizipation als ein zentra-
les Element armutsorientierter Entwicklungszu-
sammenarbeit. Wenn im folgenden stärker Gren-
zen und Problembereiche angesprochen werden, 
dann vor allem in dem Bestreben, zu einer realis-
tischen Einschätzung des Potentials der Partizi-
pation beizutragen, Erfordernisse und Bedingun-
gen effektiver Anwendung des Instruments deut-
lich zu machen und somit Partizipation vor einer 
illusionären Überforderung zu schützen. 
 
 
2.2 Partizipation in der Programm-/ 

Projektzusammenarbeit 

Der umfassende Anspruch, Partizipation in allen 
Bereichen der EZ gleichmäßig zu verwirklichen, 
ist schwer zu erfüllen. Partizipation wird am 
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ehesten in den direkt projektbezogenen Phasen 
des Projektzyklus praktiziert. Im Politikdialog so-
wie in den anderen einem Projekt vorgeschalteten 
Aktivitäten wie Aufstellung und Verhandlung ei-
nes Landesprogrammes ergeben sich weitere Fra-
gen, die unter 2.3 diskutiert werden. 
 
Um Partizipation in der Projektarbeit umzuset-
zen, sind in enger Zusammenarbeit zwischen 
Wissenschaft und Entwicklungspraxis Methoden 
entwickelt worden, die darauf ausgerichtet sind, 
(1) die Interessen und Fähigkeiten der Zielgrup-
pen zu ermitteln (vorwiegend Participatory Rural 
Appraisal - PRA) und (2) die Zielgruppen in Pla-
nungs- und Entscheidungsprozesse einzubinden 
(Institutionalisierung der Partizipation). Zum 
ersten Bereich, dem PRA-Ansatz, sind, beginnend 
mit Chambers‘ Arbeiten (Chambers 1984) eine 
Reihe von Instrumenten entwickelt worden, die 
in Abhängigkeit von Projektausrichtung und 
Rahmenbedingungen situationsspezifisch anzu-
wenden sind, um Interessen und Prioritäten der 
Zielgruppen unmittelbar und unverzerrt zu er-
mitteln. Dazu gehören z. B. die Entwicklung von 
Plänen und Kartierungen auf Kommunenebene 
(social mapping, mapping of natural resources), Aufstel-
len von sozioökonomischen Rangfolgen (wealth 
ranking) sowie soziale Beziehungsdiagramme und 
Prioritätsmatrizen. Die Anwendung der Instru-
mente und ihre Weiterentwicklung gestaltet sich 
in der Regel als gegenseitiger Lernprozess, der 
Flexibilität und Lernbereitschaft vor allem bei den 
Anwendern voraussetzt. 
 
Weit weniger Erfahrungen liegen zum zweiten 
Bereich, der Institutionalisierung von Partizipa-
tion, vor. Während in zahlreichen Projekten und 
Programmen die Planung unter Anwendung von 
PRA-Instrumenten durchgeführt wird und die 
Ergebnisse dieses Prozesses ihren Weg in Pro-
jektberichte und Planungsdokumente finden, ist 
die Umsetzung in die Entwicklungspraxis oft un-
zureichend und nicht nachhaltig, insbesondere 
bleibt sie oft auf die Anfangsphase konzentriert 
und wird ungenügend mit Finanzmitteln und 
Kenntnissen abgestützt (Förster 2000). Auch 
fehlender Realismus in der Einschätzung der 
Kosten von Partizipation kann zu Finanzengpäs-
sen führen.  
 
Die Institutionalisierung von partizipatorischen 
Prozessen erfordert in der Regel eine Änderung 
von politischen Entscheidungs- und administrati-
ven Genehmigungsprozessen, insbesondere auf 
lokaler und regionaler Ebene. Lokale Autoritäten 

auf Kommunen-, Kreis- und Provinzebene müs-
sen überzeugt werden und bereit sein, sich auf 
Änderungen einzulassen, die möglicherweise ihre 
Befugnisse einschränken. Darüber hinaus müssen 
(detaillierte) Ausführungsbestimmungen über Fi-
nanzflüsse und technische Spezifikationen, eben-
falls in partizipativem Vorgehen, erstellt werden, 
die oft ein erhebliches Maß an Beratung und 
Training erforderlich machen. Erfahrungen (so z. 
B. in Vietnam) haben gezeigt, dass die Institutio-
nalisierung von Partizipation als längerer Prozess 
zu sehen ist, in dem es sinnvoll ist, mit Pilotpro-
jekten und -dörfern zu beginnen und auf der Ba-
sis der gesammelten Erfahrungen die Institutio-
nalisierung schrittweise auszudehnen (Förster 
2000). Sorgfältige Dokumentation aller Schritte, 
Monitoring und Evaluierung unter Beteiligung 
der lokalen Autoritäten sind wichtige Kompo-
nenten eines solchen Prozesses. 
 
Für die EZ ist entscheidend, Institutionalisierung 
von Partizipation als langfristigen Prozess gegen-
seitigen Lernens zu verstehen, der von den Ge-
berinstitutionen ausreichend Geduld und Flexibi-
lität in der Projektdurchführung, realistische Ein-
schätzung der Kosten insbesondere von Training 
und Beratung und die Bereitstellung genügender 
Finanzmittel erfordert. 
 
Ein Beispiel erfolgreicher Institutionalisierung 
von Partizipation im Bereich öffentlicher Haus-
halte stellt der „Beteiligungshaushalt“ von Porto 
Alegre dar, wo seit 1989 über den Investitions-
haushalt mit Beteiligung der Bürger entschieden 
wird. Dazu wurde die Millionenstadt in Bezirke 
mit überschaubarer Größe aufgeteilt, in denen die 
Bürger über ein System direkter Demokratie ver-
bunden mit einem Delegationsprinzip die Ent-
scheidungen über den Investitionshaushalt tref-
fen, unterstützt durch allen offenstehende thema-
tische Foren (z. B. zu Verkehr, Gesundheit, Er-
ziehung, Stadtentwicklung etc.). Die frühere stark 
von Klientelismus und politischer Macht be-
stimmte Verteilung der Mittel wurde durch ein 
System objektiver Verteilungskriterien ersetzt, das 
Prioritäten an den Problemen orientiert, Transpa-
renz schafft und zuverlässig nach festgelegten Re-
geln umgesetzt wird. Das Partizipationsmodell 
von Porto Alegre wird heute in mehr als 100 bra-
silianischen Städten nachgeahmt (Zimmermann, 
2002). 
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2.3 Partizipation im Politikdialog 

Im Politikdialog gestaltet sich die direkte Beteili-
gung der Zielgruppen sehr viel schwieriger und 
bleibt in der Regel auf die generell praktizierten 
demokratischen Abstimmungsprozesse begrenzt. 
Direkte demokratische Willensbildung ist ledig-
lich in relativ kleinen Ländern und wenigen Son-
dersituationen praktikabel. 
 
So wirft auch die direkte Partizipation der Ziel-
gruppen in spezifischen Politikbereichen wie bei-
spielsweise in der Strukturpolitik die Frage auf, 
wie Partizipation in diesen Aktivitäten ermöglicht 
und praktiziert werden kann. Wenn z. B. IWF 
oder Weltbank Makrostrukturanpassungspro-
gramme mit der von den Institutionen ange-
strebten und explizit proklamierten Armutsorien-
tierung und partizipativen Gestaltung dieser Pro-
gramme konzipieren und unterstützen, muss ge-
klärt werden, welche Gruppen wie in den Prozess 
eingebunden werden sollen. Dabei ist von zent-
raler Bedeutung, dass nicht selten gerade die poli-
tischen Ansprechpartner von Geberregierungen 
oder internationalen Institutionen, die durch den 
politischen Prozess auch legitimiert sind, genau 
diejenigen sind, die für die Benachteiligung der 
Armutsgruppen verantwortlich sind. Hinzu kom-
men die oben angesprochenen Schwierigkeiten 
der Formulierung von Politikprogrammen mit 
direkter Beteiligung der Zielgruppen. 
 
In anderen Politikbereichen wie in der Konzepti-
onierung von PRSP (poverty reduction strategy pro-
grams) wird ausdrücklich die Beteiligung von 
NRO bei der Gestaltung und Durchführung von 
Strategien zur Armutsüberwindung gefordert. 
Wie die bisherigen Erfahrungen zeigen, stehen 
auch diesen Forderungen zahlreiche Schwierig-
keiten entgegen. Möglicherweise ist schon viel 
gewonnen, wenn die Qualität der Regierungsfüh-
rung und die demokratischen Mitspracherechte 
der Bevölkerung verbessert werden. Auf der an-
deren Seite kann auch die verstärkte Aktivität von 
NRO dazu beitragen, dass rechtsstaatliche Ver-
fahren gestärkt werden. Allerdings ist dabei die 
Frage der Repräsentativität, Legitimation und 
Verantwortlichkeit von NRO zu stellen (Pretty 
and Ward 2001, Neubert 1997). 
 
Im Politikbereich wurde Partizipation in der EZ 
bisher durch eine allgemeine Konditionalisierung 
eingefordert. Grundsätzlich ist dieses Verfahren 
zu begrüßen, da es ermöglicht, die Effizienz und 
Wirksamkeit der EZ sicherzustellen, und die 

Nichteinhaltung von Konditionen überprüfbar 
macht. Würden die politisch Verantwortlichen 
Entwicklungshilfemittel zusagen, obwohl ein 
Staatsoberhaupt weder ein Mehrparteiensystem 
noch unabhängige Gerichte einzuführen bereit 
ist, wäre dies eine klare Verletzung des politischen 
Ziels Partizipation und damit rechenschafts-
pflichtig. Eine klare Rechenschaftspflicht erfor-
dert allerdings, dass die Probleme der Konditio-
nalisierung in der bisherigen Praxis beseitigt wer-
den. Dies erfordert, dass die Bedingungen gut 
fundiert und auf die spezifischen Ausgangsvor-
aussetzungen der Länder zugeschnitten sind und 
dass die Geber die Konditionalisierung koordinie-
ren und vor allem nicht gegenseitig unterlaufen. 
 
Konditionalisierung sollte länderspezifisch in der 
Form von Zielvereinbarungen erfolgen und die 
Stärkung von Partizipation als einem Prozess 
kontinuierlicher Fortschritte im Aufbau von 
Rechtsstaatlichkeit, Rechenschaftspflicht, Öffent-
lichkeitsrechten und Wahlinstitutionen verstehen. 
Dazu müssen Verfahren der Überwachung (Mo-
nitoring) sowie gegebenenfalls auch Sanktionen 
bei Verzögerungen oder Nichteinhaltung von Zu-
sagen vereinbart werden. Eine effektive Koordi-
nation der Geber, so schwierig sie auch zu errei-
chen sein mag, ist hierfür Voraussetzung. Ohne 
eine solche gegenseitige Abstimmung, die sämtli-
che Geber einbindet, ist der Erfolg einer solchen 
Konditionierung zweifelhaft. Es bleibt dann zu 
prüfen, ob eine EZ in diesem Fall noch sinnvoll 
ist. 
 
 

2.4 Optimierungsprobleme von 
Partizipation 

Neben den institutionellen Grenzen einer Partizi-
pation gibt es auch ökonomische Faktoren, die 
einer breiten Mitwirkung der Bevölkerung entge-
genstehen. Theoretische Überlegungen der Insti-
tutionenökonomie gehen davon aus, dass die Re-
duzierung von Informationsasymmetrien und Ri-
siken neben der Bereitstellung von Gütern und 
Diensten auf der Nutzenseite zu Buche schlagen. 
So kann Partizipation z. B. in dörflichen Gruppen 
Zugang zu Krediten oder Produktionsmitteln er-
leichtern und damit einkommenserhöhend wir-
ken, aber auch durch das Schaffen von Netzwer-
ken Informationen zugänglich machen, soziale 
Absicherung verbessern und Risiken reduzieren. 
Solchen Nutzenelementen stehen Kosten gegen-
über, die neben den oben angesprochenen Kos-
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ten der Institutionalisierung vor allem im Zeit-
aufwand der Beteiligten für die Teilnahme an 
Treffen und Gruppenaktivitäten bestehen und 
möglicherweise auch finanzielle Beiträge beinhal-
ten. Die Opportunitätskosten der Zeit spielen da-
bei gerade für die Ärmsten eine zentrale Rolle. So 
findet Weinberger (2000), dass arme Haushalte 
weniger als mittlere Einkommensgruppen partizi-
pieren, da deren Zeitopportunitätskosten sehr 
hoch sind. Die Relation Partizipation - Einkom-
mensniveau ist aber nicht proportional, sondern 
es zeigt sich, dass jenseits bestimmter Einkom-
menshöhen bei hohem Einkommen Partizipation 
ebenfalls zurückgeht. 
 
Dieser hier beobachtete „Mittelklasseeffekt“ stellt 
für die Umsetzung der Partizipation in der prakti-
schen EZ eine besondere Herausforderung dar: 
Ohne spezifische Ausrichtung der Maßnahmen 
auf und Unterstützung für die Armen besteht die 
Gefahr, dass partizipative Entwicklung gerade die 
Armen nicht einbezieht. Dies gilt in besonderem 
Maße für Frauen, deren Opportunitätskosten ex-
trem hoch sind, insbesondere, wenn neben den 
üblichen Arbeitspflichten noch Kinder zu ver-
sorgen und betreuen sind. Hinzu kommt er-
schwerend, dass sie oft schlechter ausgebildet und 
politisch unterrepräsentiert sind sowie sozial und 
wirtschaftlich diskriminiert werden. 
 
 
2.5 Umsetzung der Partizipation und 

Dezentralisierung 

Bei der Frage, wie die Beteiligung der Zielgrup-
pen umzusetzen ist, ist zu klären, ob bestehende 
Institutionen, gegebenenfalls unter Veränderung 
und Stärkung, hierfür geeignet sind, oder ob neue 
Strukturen aufgebaut werden müssen.1 Bei Rück-
griff auf bestehende Strukturen wird häufig davon 
ausgegangen, dass Partizipation insbesondere 
durch Verlagerung von Entscheidungsprozessen 
auf Kommunalebene ermöglicht wird. Die Vor-
teile der Partizipation liegen darin, dass die Ein-
bindung lokaler Gruppen und die Delegation von 
Entscheidungsverantwortung auf die Kommunal-
ebene (community development planning) zu wichtigen 
Informationsvorteilen führt, die der Mikroebene 
eigen sind. Den Gemeinden und ihren Vertretern 

ist die lokale Situation vertraut (sie wissen, wer 
arm ist und der Hilfe bedarf und würdig ist; sie 
kennen die dörfliche Umwelt und Struktur). Ge-
meinden sind ebenfalls besser in der Lage, die 
Wirksamkeit armutsorientierter Maßnahmen zu 
beurteilen und negative Anreizwirkungen und 
Trittbrettfahrerverhalten zu verhindern (Abraham 
and Platteau 2001). 

                                                           
1 Der Aufbau neuer Strukturen, wie gelegentlich zu beo-

bachten, stellt hohe Anforderungen an Zeit und Res-
sourcen und läuft Gefahr, Parallelstrukturen aufzu-
bauen, die sich oft nach Auslauf des EZ-Programmes 
als nicht nachhaltig erweisen. 

 
Auf der anderen Seite gibt es zahlreiche Belege 
dafür, dass dem Informationsvorteil auf der Mik-
roebene der Mangel an Rechenschaftslegung ge-
genübersteht (Abraham and Platteau 2001). Dies 
ist besonders dann relevant, wenn die Entschei-
dung über Ressourcenallokation und -verteilung 
von der zentralen auf die lokale Ebene verlagert 
wird. „... when the responsibility of allocating central re-
sources is delegated to local organizations (such as pancha-
yats in Bangladesh), village-level elites tend to appropriate 
for themselves whatever portion of the resources they need 
and to let the poor have the leftovers only“ (Abraham 
and Platteau 2001, Galasso and Ravallion 2000). 
Eine oberflächliche Betrachtung der lokalen 
Ebene tendiert häufig dazu, in den Gemeinden 
oder Dörfern eine Insel der Eintracht, der Ho-
mogenität und des Friedens zu sehen. Diese 
Sichtweise, auch als myth of community charakteri-
siert, verdeckt zu häufig die Interessengegensätze 
und die politischen und wirtschaftlichen Macht-
strukturen in den Dörfern und ihre Nutzung zum 
Nachteil der Armen (Bierschenk and Olivier de 
Sardan 1998). Auch von Braun und Grote kom-
men in ihrer Untersuchung „Does Decentralization 
Serve the Poor?“ nicht zu einem eindeutigen Ergeb-
nis. „...yes [decentralization can serve the poor], but it cer-
tainly depends“ lautet ihre Antwort (von Braun und 
Grote 2001). 
 
Für die Umsetzung von Partizipation im Rahmen 
der EZ bedeutet dies, dass bei einer Dezentrali-
sierung von Ressourcenallokations- und -vertei-
lungsentscheidungen auf die Mikroebene (wie 
Kreis, Kommune, Dorf) situationsspezifisch zu 
untersuchen ist, ob die politische, wirtschaftliche 
und soziale Machtstruktur eine faire Einbezie-
hung der Armen garantiert, insbesondere ob Re-
chenschaftslegungsprozesse existieren und prakti-
ziert werden und ob demokratische Prozesse auf 
der lokalen Ebene funktionieren. Wenn erhebli-
che Defizite in diesen Bereichen bestehen, ist es 
wahrscheinlich, dass die Armen besser durch das 
staatliche Verteilungssystem erreicht werden als 
durch dezentralisierte Mechanismen (Bardhan 
and Mookherjee, 1999 und 2000). Priorität auf 
der lokalen Ebene sollte auf die institutionelle 
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Stärkung der Dörfer und Kommunen gelegt wer-
den, bevor ihnen größere Verantwortung und vor 
allem Finanzmittel übertragen werden. Dies um-
fasst Training in lokaler Administration und den 
Prinzipien und Abläufen rechtsstaatlicher demo-
kratischer Prozesse und dem Funktionieren parti-
zipativer Projektgestaltung und -durchführung. 
 
 
2.6 Durchsetzungsprobleme 

Für Durchführungsorganisationen der Entwick-
lungszusammenarbeit kann das Problem auftre-
ten, dass Rechtsstaats- und Partizipationsdefizite 
im Projektumfeld und Nichteinhaltung von Kon-
ditionen die Realisierung oder Fortsetzung von 
Projekten gefährden können. Damit werden mög-
licherweise Zielsetzungen der Durchführungsor-
ganisation geschädigt und der Umfang ihrer Tä-
tigkeit eingeschränkt. Somit besteht die Gefahr, 
dass Probleme nicht wahrgenommen oder nicht 
in der notwendigen Deutlichkeit angesprochen 
werden. So lange dieses Problem nicht behoben 
ist, leidet die Selbstinformation des Gesamtsys-
tems Entwicklungszusammenarbeit. Ein Bestehen 

auf Rechtsstaatlichkeit, ihre Umsetzung in die 
Praxis und echte Mitwirkungsmöglichkeit der 
Zielgruppen, auch um den Preis einer Projektab-
lehnung, -unterbrechung oder -aufgabe, muss von 
den politischen Entscheidungsträgern und Ent-
wicklungsorganisationen ebenso honoriert wer-
den wie Umsatz und Kontinuität der Beziehung 
zu einem Land. 
 
Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass 
die gezielte Verbesserung der Beteiligungschan-
cen einzelner Gruppen an den gesellschaftlichen 
und politischen Entscheidungsprozessen sowie an 
Programmen und Einzelprojekten der EZ auf 
Dauer nur durch die Institutionalisierung von 
Partizipation an politischen und administrativen 
Prozessen und über die Schaffung gleicher Betei-
ligungschancen an wirtschaftlichen Aktivitäten für 
alle und durch Beseitigung sozialer und kultureller 
Diskriminierung erreicht werden kann. Für eine 
erfolgreiche Beteiligung der Armen und diskrimi-
nierter Gruppen sind darüber hinaus spezifische 
Maßnahmen und Anstrengungen erforderlich. 
Beides kann sich durchaus ergänzen.  

3. Schlussfolgerungen für die EZ 
 
 
• Partizipation in der EZ als aktive und maß-

gebliche Beteiligung der Zielgruppen an den 
sie betreffenden Entscheidungen setzt voraus, 
dass die Zielgruppen definiert, ihre Ziele und 
Entscheidungsprozesse geklärt und Verfahren 
formuliert werden, die ihre Beteiligung unter-
stützen. Dabei erfordert die Sicherstellung 
nachhaltiger Partizipation ihre Institutionali-
sierung, d. h., eine Ausgestaltung des rechtli-
chen, institutionellen und finanziellen Rah-
mens, der eine Partizipation an politischen 
Entscheidungs- und administrativen Geneh-
migungsprozessen möglich macht. Dabei 
sollte soweit möglich auf bestehende Struktu-
ren zurückgegriffen werden. Grundlage parti-
zipativer Prozesse sind transparente und 
durchsetzbare rechtsstaatliche Verfahren. Alle 
Erfahrungen belegen, dass es dazu kein Sub-
stitut gibt. 

 
• Partizipation auf der Projektebene der EZ ist 

nicht ohne Kosten sowohl bei den Entwick-
lungsorganisationen als auch bei den Betei-
ligten zu verwirklichen. Partizipation erfor-

dert Zeit und zusätzliche Ressourcen und 
stellt an EZ-Mitarbeiter erhöhte Anforderun-
gen. Hohe Opportunitätskosten der Zeit, ge-
rade bei armen Haushalten, bergen die Ge-
fahr in sich, dass die Armen sich nicht beteili-
gen können. Besondere Unterstützungsmaß-
nahmen werden für eine erfolgreiche Beteili-
gung der Armen und diskriminierter Gruppen 
erforderlich sein. 

 
• Partizipation im Politikbereich der EZ findet 

in der Regel in der Konditionalisierung ihren 
Niederschlag. Dabei ist wichtig, dass die Be-
dingungen länder- und situationsspezifisch 
formuliert und von den Gebern gemeinsam 
getragen werden. 

 
• Insbesondere im Politikdialog wirft Partizi-

pation die schwierige Frage auf, wie Partizipa-
tion mit wem praktiziert werden soll. Bishe-
rige Abläufe und Vorgehensweisen müssen 
angepasst werden, wenn insbesondere Ar-
mutsgruppen ihre Prioritäten in die Politik- 
und Programmformulierung einbringen sol-
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len. Die Delegation von Entscheidungen auf 
die Dorfebene (community development) muss 
berücksichtigen, dass gerade die politischen 
und wirtschaftlichen Machtstrukturen auf der 
lokalen Ebene die Ursache der Marginalisie-
rung von benachteiligten Gruppen sein kön-
nen. Mit der Verlagerung von Ressourcenallo-
kations- und -verteilungsentscheidungen auf 
die lokale Ebene (Kreis, Kommune oder 
Dorf) muss situationsspezifisch untersucht 

und sicher gestellt werden, dass die politi-
schen und wirtschaftlichen Machtstrukturen 
eine faire Einbeziehung der Armen garantie-
ren, d. h. insbesondere, dass transparente Re-
chenschaftslegungsprozesse existieren und 
praktiziert werden und demokratisch rechts-
staatliche Prozesse auf der lokalen Ebene 
funktionieren. 
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